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^ 5 Franken.

Der neue Schweizerische Republikaner.

Herausgegeben von Escher und Usteri.

Dieilstag, den 21 Okt. 1800. Zweytes Quartal. Den 29 Vendemiäre IX.

Gesetzgebender Rath, 15. Okt.
(Fortsetzung.)

Gutachten über die im Canton Bern
vom Vvllz. Rath zum Verkauf vor-
geschlagnen Güte r.

Im Distrikt Büren.
Die Schloßdomaine zu Büren enthalt eine Scheune

Mit 17 Iucharten Land, ist zu izooo Fr. geschäzt

und trägt den beträchtlichen Iahrszins von 661 Fr.
Da es zu hoffen ist, daß der Erlös dieses Guts seine

Schätzung merklich übersteige, so mag der Versuch

der Steigerung statt haben. Das Schloß selbst wird

nicht auf die Steigerung gebracht, weil es vielleicht'

einst zu einem Zvlidureau dienlich seyn dürfte.

(Die Fortsetzung folgt.)

Kleine Schriften.
Helvetische Monatschrift, herausgege-

ben von Dr. Alb r. Höv f n er, in Ver-
bin dun g einer Gesellschaft helveli-
scher und auswärtiger Gelehrten.
Viertes Heft. 1800. 8. Bern u. Win-
terthur b. Steiner. S. i?2. (Mildem
Titelblatt, Kupfer und Abonncntenverzeichniß für
den ersten mit diesem 4ten Heft geschlossenen Band.)

i) Ideen zur Natioualerzichung Helveticas, von

J th. Erste Fortsetzung: ate Form, die Repre-
sentation. S. r—4z.)— Es giebt nur einen

wahren Emthrilungsgrund aller Regierungen, den des

Rechts oder des Unrechts, durch denselben werden sie

entweder rechtmäßig (legitim) oder unrecht-
mäßig arbiirar Jene hebt das Gesetz über den

Herrscher ; es anerkennt im Bürger den Adel des Men-

scheu und behandelt ihn als Selbstzweck: diese fezt die

Willkühr äber das Gesetz; vernichtet im Bürger de»

Menschen und behandelt ihn bloß als Mittel. Der
Begriff einer rechtmäßigen Regierung ist mithin ein
praktischer Begriff, den die svekulircnde Vernunft mit
ihren Theorien über Stellvertretung, über Monarchie,
Aristokratie, Demokratie niemals erschöpfen wird.
Gesezt daß die Menschen so, wie man sich die Sache
insgemein im Systeme vorst.llt, in Gesellschaft getreten
wäre» : so konnte ihnen die Form ihrer Vereinigung
sehr gleichgültig seyn, wofern sie nur gewiß waren
ihren Zweck nicht zu vcrsehlen. Ihr Zweck aber war
gewiß kein anderer als die im Natursiande so unsicher»
Menschenrechtc und Mmschenbedürfniffe besser zu ver-

sichern und zu befriedigen; die äusser» Formen haben

nur in so fern Interesse, als die Wahrscheinlichkeit
dieses Zweckes bey dieser grösser, bey jener kleiner ist.

Aber eben um dieses leztcrn Unterschiedes willen, und
weil die Aufklärung deö Zeitalters sich nicht mehr mit
der Frage begnügt: wie wird regiert? sondern auch

noch die andere berichtigt wissen will: woher und mit
welcher Besugniß regiert werde? so will sich ihr der

Vf. nähern und seine Prüfung des representaliven Sy-
stems vornehmen. — Ueberhaupt schon kann zur Voll-
endung der Legalität einer Regierung die Frage nicht
ausgewichen werden: von wem muß dieselbe übertra.

gen seyn, wenn sie rechtmäßig seyn soll? Wer des

Nachdenkens fähig ist, wird bald in dem Dilemma
einverstanden seyn, daß das Recht zu regieren entwe-

der vom Volke selbst ausgegangen seyn oder sich w»
möglich von einer »och höhern Autorität herschreiben

muß. Aus der Entwicklungsgeschichte der Vernunft
erqiebt sich die Erklärung warum der Mensch natür--

lieh und eher zur Annahme des -ten Gliedes dieser

Disjunktion und dann erst späterhin zum erstern ge-

langen mußte. Alles was den Begriff von aussecor-
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dcnllichcr Macht und Grösse bey sich führt, alles was

in einem hohen Grade wohlthätig erschein!, das schreibt

der Mensch in seiner Kindheit dem Einfluß der unsterb-

lichen Götter zu, Erst nachdem die Vernunft ihre

höchste Ausbildung erhalten hat/ macht sie die über-

raschende Entdeckung, daß die himmlische Gottheit,
der sie so lange ausser sich huldigte, in ihr selbst wohnt.

Aber diese Entdeckung muß selbst gemacht, selbst ver-

standen seyn, wenn sie eine Grundlage der Ordnung,
Tugend und sittlichen Religion werden soll; als bloße

Ueberlieferung aufgegriffen und fortgepflanzt, wurde

sie zur Anarchie, Unsiitlichkeit und Irreligion führen.

Ist einmal das Auge der Vernunft geöffnet, dann

fallen die Schuppen, und die Niederlage des Vvrur-
theils ist unvermeidlich. Das ist das Schicksal alles

Scheins; einmal wird und muß die Wahrheit wirk-

lieh werden. So wurden auch sehr natürlich die

Stellvertreter der Gottheit in Represintanten des Volks

umgeschaffen. Wird aber einmal die Vvlkssouvcrai-
nität anerkannt, so ist das Stcllvertretungssystcm,
im weitesten Sinne, das einzig wahre: früher oder spa-

ter muß es alle andern verschlingen. — In der jedem

Volk wesentlich und unveräussrlich inhcrirenden Macht,
sich selbst eine politische- bürgerliche Ordnung zu geben,

sie zu erhalten, zu verändern und aufzuheben, besteht

die Volkssouverainitat. Halte man sich immer einen

richtigen Begriff von dem eigentlichen Grund und

Wesen dieser Eigenschaft gemacht, so würde sie we-

Niger bestricken, aber auch weniger gemißbraucht wor-
den seyn. Wir würden nicht Fürsten gesehen haben,
welche ste läugncn zu müssen glaubten, um sich selbst

auf ihren thronen zu erhallen; republikanische vom
Volk selbst gewählte Ncpresentantcn würden nicht über

die Frage gestritten haben, ob die Souveränität des

Volks veräusserlich oder unveräußerlich sey; vielweni

ger würden sie sagen bürstn, dieselbe sey an sie über-

gega-gm; am allerwenigsten hätte man es wagen
dürfen, dieselbe auf das bloße Wahlrecht cinzuschrän-

ken, oder gar allc Regierungen für despotisch zu er-
klären und als unrechtmäßig zu bckriegep, in welchen
der Negierende nicht bestimmt und ausdrücklich vom
Volke erwählt ist.

Die Svuvcràitât des Volks ist entweder reel, wie

in-der p e r sö n l i ch e n D e m o k r a t i c, da ein

jeder seine Rechte silbst ausübt; da tas souveraine Volk
zugleich selbst regiert: dieses Ideal politischer Vollkom-
menheil. hat zwar in der Erfahrung nie cxistirt und

kann nicht epistirc»; weil aber auch keine andere Form

,n der Ausühung ganz rein erscheint, so kann es dem-
unerachlet als eine sehr kleine» Staate» eigenthümliche
Negierungsart betrachtet werden. Da aber, zumal
in giöss.ru Massen, das Volk nicht selbst regieren und
regiert werden kaun, so bleibt für dieselben die rcpre-
senlative, d. i. diejenige Form übrig, da der Son-
verainiläl des Volks unbeschadet die Regierung mit
dessen Einwilligung übertragen wird. Die neue Theorie
bestimmt diese ttebertragung so, daß die Gewalten
gesondert seyn, daß die Wahlen selbst, zu bestimmten
Zeiten und nach gesetzlichen Formen vom Volk selbst

geschehen; die so gewählten heißen Rcpresintanten.
Diese Form wird sehr uneigentiich die reprcsen-
tative Demokratie genannt (Name in dem
Subjekt und Prädikat sich einander zerstören), sie sollte
vielmehr r e p r e se n t al j v c Aristokratie heißen.

Zur wahren Stellvertretung des Volkes sind drey
Dinge wesentlich nothwendig: die freye, eigene, auf-
geklärte Volkswahl ; die genaue und bestimmte Begrän-
zung der Vollmacht; endlich die Garantie, oder die
Zurechtweisung der etwanigcn Abweichungen von der
Constitution und Instruktion. Die Wahl des Volkes
muß frey, nicht durch Gewalt oder Furcht erzwungm,
nicht durch Versprechungen oder Schmeicheleyen be-
stochen sey» ; jede Art von Intrigue bey der Volks-
wähl muß Hochverrat!) in diesem System seyn, da
sie geradezu gegen die erste und allerwichtigste Hand,
lung der Souverainilät gerichtet ist. Sie nuiß aber
auch aufgeklärt seyn: es ist migedenkbar, daß das
Volk bey seiner Wahl einen andern, a!s den Zweck
seines eigenen wahren Besten haben könne. Die Beur-
theilung dieses wahren Besten, der dahin führenden
Mittel, der dazu crfoderlichen Eigenschasten und Per-
sonen, ftzt schon nicht gemeine, weit verbreitete Ein-
sichten voraus. Wählt es ohne dieselben, so ist das
nicht Wahl siiuer Vernunft, sondern sicher Umviffcn-
heit oder Leidenschaft. Doch alle diese Erfodernisse
einer rechtmäßigen Volkswabl vorausgesezt: so geschieht
durch diesen ersten Akt »och keine Uebertragung von
irgend einer Gewalt: nur die Subjekte werden aus.
g zeichnet, an welche dieselbe übergehe» soll. Durch
den zweyten Akt erst wird die aufgetragene Au'or tät
nach dem Wille» des Souverains bestimmt und auf
die Zwecke desselben bcgränzt: cine precise Instnikiion
der Beanstrageten ist wesentliches Beding des Stell-
vcrlretungssystems, ohne welches das leztere unvermeid-
lich in neuen Despotismus übergeht: die Iustrnktivn
muß nicht allein die. Gegenstände, weiche den Stell-



Vertreter» aufgetragen werden, sondern auch die Grenz-

linie bezeichnen/ die es deutlich machen muß/ in wie

weit denselben eben diese Gegenstände zu bearbeite» /

anvertraut werden. Durch den drille» Akt endlich

wird d:r Souverain gegen die Eingriffe und Mißbräuche

der constmiirten Gewalten in Sicherheit gestellt. Hier
sind 2 Fälle möglich: entweder einzelne Dcpulirle ma-

ehe» sich des öffmlltchcn ZulrauenS dadurch vcrlurstig,

daß sie uneinzedenk ihres Charakters/ ihrer Wurde/
entweder so grob eigennützige und I-.idcnschaftlichc

Grundsätze äusser» oder solche Bemühungen anstrengen,

die dem Geist der ächlen Representation geradezu wi-

dcrstrciten und ihrcn Zweck versiören: oder die gesamte

Representation befindet sich in diesem Fall. Dort
müssen die Committenten das Recht haben, sie müssen

in die Möglichkeit gesezt werben, ihre Unzufriedenheit

öffentlich zu bezeugen, ihr übel gegründetes Vertrauen
zurückzunehmen und ihre Wahl selbst zu widerrufen.

Hingegen wosern im leztern Fall die Constitution ihre

Garantie nicht in sich selbst enthält: so ist sie wcstiit-

lich mangelhaft; sie entwickelt den Keim der unauS-

weichlichen Zerstörung in ihrem eigenen Schooße, sie

kann steh nicht antees mehr als durch Gewalt zu er,

halten hoffen.
So steht nun dieses Shstcm in reizender theoretischer

Vollendung da: wenn cs aber darum zu thun seyn

soll dieser glänzenden Idee Realität in der wirklichen
Menschcnweit zu verschaffen: so muß zn der absoluten

Möglichkeit die sie hat, auch die hypothetische/zn der

theoretischen Begründung auch noch die praktische hm-

zukommen, und dann wann diese tramcendcnlel zu

Stande gekommen ist, so muß sie noch uin glücklich

im Menschenleben eingeführt zu werden, anthropoio-
gisch gesichert seyn.

Die Bedingung eigener, freyer, ausgeklärter Volks-
Wahlen ist eine Fodening, deren Erfüllung in der Hy-
pothefis eben so munöglich,'als die Bedingung an sich

unnachläßlich ist. Das souveraine Volk soll seinen Stell-
Vertreter» durch eine bestimmte Instruktion die Grenz-

^

linie ihrer Coinpetenz ziehen. Aber welche Urversamm-
lung ist im Stande, die grossen Bedürfnisse des Staats
in den änffrn und innern Verhältnisse!! zu wägen, zu

leibn? Wer eine Gesetzgebung und Regierung instrni-

r.n will, der muß selbst Gesetzgeber und Regent seyn >

können. Das Volk hat das Recht, sein Zutrauen
jtirückMchmeil, und einen Nepresentanten, dem es an
der gehörigen Fähigkeit, Redlichkeit und Würde fehlt, -

üon seiner Stelle wieder abzurüsten: aber mil de» Ur. j

Versammlungen löset sich das Volk selbst wieder ans;
der Souverain verschwindet und macht einzelne» Bür-
gern Platz. Gesezt endlich, ein Constilutiousgericht
wacht über die Verfassung: wer garantirt dann die
gewissenhafte Unbestechbarkeit und die Unmöglichkeit
einer Collusion seiner Glieder mit den Autoritäten, welche
fie beschränken, bewachen, bcur'h.llcu sollen.

Nur dann darf man sagen, daß eine Nation wirk-
lich und würdig repräscnttrt sey, wenn die Stellv.x-
lrciung gleichsam eine Nation im Kleinen ist; wenn
jene alle Einstchtei! und Tugenden, den Willen und die
Macht, die Interessen und Zwecke von diesen in steh

vereiniget. Die blosse Voikswahl ist nur ein einzelnes
Beding der representative» Regierung; durch diese,?

einzige Attribut, wenn die übrigen noch fehlen, wird
sie »och so wenig gesezmäßig und beglückend, als durch
das Erbrecht, oder lebe andere eingeführte, durchlange
unwidersprochene Uebung geuchmigle Wahlart. Will
man eine wahre, d. i. zugleich eine formelle und reelle
Repräsentation habe», so muß basür gesorgt werden,
nicht nur daß das Volk wählen, sondern daß es gut
wählen könne. Die Qualität des Wählenden und
des zu Erwählenden muß daher zu einer stellvertretrn-
de» Verfassung allemal ein überaus wichtiges Augen-
merk seyn. Es ist darum zu thun, daß die Männer,
weichen das öffentliche Heil anvertraut werden soll,
ihre nileitekiuelte und mocallsche Tauglichkeit auf eine

'

Art beglaubigt haben, welche das öffemlichc Zutrauen
figiren und fipiren könne. Wie unvollkommen, wie
unbefriedigend sind in dieser Rücksicht alle vorhandenen
Cvnzniulioneii Die äusser» sowohl persönliche als Per-
hchlmßcharak:cr, welche in denjclbcn sowohl als in
der cmpwischm Staatslehren angeführt werden, sind
weiter nichts, als günstige Prästnntioncn ohne alle
Znverlaßigkeil. Du: ch das Beding des Vermögens
ist zur reelle Representation noch gar nichts gewonnen,
da Vermögen an sich keine Fähigkeit geben kann, und '

da selbst die Anhänglichkeit ans Vaterland sich nicht
allcmai nach diesem Maaßstabc berechnen laßt. Das '

alte a n gest a mcc: Land u, Bür ger re ch t ist u. °

bicibl ein wesentlicher Charakter der Wahlsähigkeit; es '

ist eme wenigstens beruhigende Garantie des Palriottssm :
^

doch auch diese präsumlive Gewährleistung der Vater- '

landstrcue ist noch keine für die Tüchtigkeit. Einende-
sonders schönen Charakter liefert uns das eheliche, aber ^

noch mehr das elterliche Verhältniß, nicht nur weiG
es in der That zu den moralischen Wichten des Bär- -

gas gehört, sender» weil es das eimge unemMjch^
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Band der Gesellschaft ist. Das Vatcrver hältniß
ist a so eine sehr ehrwürdige Eigenschaft der Wahifà-

,h>gkeil fur die hohern und wichtigern Staats - Stellen,

.und eine der sichersten Verdurgungen der Vaterlands-

treue; aber auch sie verniagz es nicht, die crfodcrliehe

Tüchtigkeit zu verschaffen. Wenn daS Alter gleich

einen unlàûgdar wichtigen Charakter der Wählbarkeit

.an die Hand giebt, so ist, näher betrachtet, doch

.auch dieses nur ein Beding der Tauglichkeit, noch

.nicht die Tauglichkeit selbst. — Die angeführten und

.alle übrigen Ersodernisse der Eligibility, die noch an-

geführt werden können, geben »och gar keine Garantie
der vier unausbleiblichen Eigenschaften einer reellen

Representation, der Vaicclandstreue, derintellchtuellen,

der habituellen und der moralischen Tauglichkeit.

Das Recht feine Stellvertreter selbst zu wählen,

kann für das Volk erst dann sftut finden, wenn man

wirb bewiesen habe», daß feine Soiwcrainität ein

Recht sey und daß es eine inhärirendc Fähigkeit, gut

zu wählen, besitze. Nun ist jene Svuverainilat em

Faktum nicht ein Recht, und diese Fähigkeit kann

dermalen noch in keinem Volk exist-ren. Wo aber keine

Fähigkeit ist, da ist ewig kein Be>ug»iß und ohne Bc-

fugmß kann ewig kein Recht gcdenkbar siyn. Ist e'6

nun am Tage, daß eine wahre, formelle und reelle

Representation, weder durch Fcsisi.llimg äusserer Qua-
lisikationen noch durch den l crmaligen Grad der Cul-

lur, auf welchem die Völker Curopens stchen, möglich

fe>)N kann, so ist auch wohl der Beweis vollendet, daß

die Völker erst.noch durch Nationalerziehung für diese

Form gebildet werden müssen. — Man setze den Grund-
salz fest: Niemand soll in den VvllziehungSralh, in
die Gesetzgebung, in das oberste Tribunal, in dir Ccn-

tralvcrwallung, niemand in die VollziehungScomulecS,

die jezr unrepublikanifch in den Händen einzelner Ali-
nistcr liegen u. f w., gewählt werden können, als wer

sich in unserm N a t i o na l i n st i t u t dazu geeignet

hat: Diesen Charakter der Eligibilttät einmal festgcsezt,

mit welcher Schnelligkeit wurde der elektrische sunke

ächter Aufklärung durch alle Glieder der Scaalsver-

keitung fortlaufe»! Der Vater der Menschen Hai das

Füllhorn des Genies über alle Stande gleichmäßig aus.

geleert. O, was könnte, was mußte anS der Mensch-

Kelt werden wen» alle Talente und Tugenden aus allen

Classen, allen Ständen zu Tage gcsodert, !!> der Werk-

siädle der Nation cnlschiaekl, geiauierr, und vvin Orakel
der aufgeklarten öffentlichen Meynung in ihren cigent-

Uchen Wirkungskreis gewiesen würden!

2) Briefe an den Herausgeber über Landbau und
Industrie. Fortst S. 44 — 7° )- Sie enthalte» die
mieressanle Beschreibung einer landwirthfchastlichenReife
dvom Sommer -799 in der Nähe von Been, durch
Käuzen, den Wylhof, Schnppbcrg, Schüpftn, Rap.
perswyl. z) Ueber die Tercitorialauflagevon 2 vom 100»
in Helvctien, ».Herausgeber. Forts. cS. 7 l—84)
Der Vf. dringt besonders darauf, daß drr Schuldner
dem Staate die Auflage der 2 vom ,000 bezahle,
welche der Gläubiger von demjenigen Capitale zu zah-
len hätte, so er bey dem Schuldner stehen hat, diese

bezahlte Auflage aber bem Gläubiger an dem ihm
schuldigen Zinse abziehe. 4) Fragment eines Gesprächs
zwischen Svcraccs und Alcibmdes. AuS dem ersten

Alcidiades des Plato. Von Prof. H v t t i r. ger in
Zürich (S- 8z — ic>c>). Socrates bringt den Alci-
biadeS zu bem Geständnisse, baß er, Alcidiades, von
Recht und Anrecht nichts verstehe, es aber zu verstehen

meyne, und in, Begriffe sey, in der Volksverfamm-
luiig anfznlrelr», um über das Rath zu ertheilen, wo-
von er nichts verstehe. 5) Vorschlag' zur Emdäm-
mung des RhodanS und selbst zu dieses Flusses nach-

maliger Schiffbaemachung, von seinem Ausfluß in
den Lemamrsec < bis oberhalb Brieg von B. W i l d,

Dir. der Scnzwrcke m Bex und Reg. Commissar im
Canton Waliis z S. -oi — 2z Ein äusserst wich,
tiger Aufsatz. 6) Beantwortung der Frage: Warum
nehmen die Schweizer nicht thätigen Antheil am zerlege't
Okt. 1799 kS. ,2ü — ,9). Der Verf. wist die

Nation von dem Vvrwurffe retten, als wäre Mangel
an KrtegSmuth, an Tapferkeit, an Freyheitsgesühl, an
Natwnalstolz und an Vaterlandsliebe, Schuld an iencr
Nichtlheilnahme. 7) Etwas über das Oberland von
dcm K'unstmah! König und vom Hera u s g. (S.
240 — 6o Ma» findet hier insbesondere, Nachricht
von der Ziegenmilch - und Zìegeiimvlkenanstalt des Dr.
Ebersold zu Aarmühle .der Vorstadt von Untersten.

8) Helvelicus Wiedergeburt. — El» Epigramm, dessen

Erläuterung zumal, sehr plump ist. 9) Anzeigen uns

Notizen von helvetischen Künstlern und dcn vorzüglich,
sten ihrer Arbeiten während der Revolution S. »6;
bis 8i). il) Schach Abbas und Philosophie.

Zwey kleine Gedichte von Pfeffcl. 12) Tltelkauf
von W y ß- i;. i4ö Schweizer-Lied im Volkston
und B'huct di Gott, Lied für die Vater! mdsverlhei»

diger ; zwey Volkslieder von s Pfarrer Häutiger,
iz) Die Leuchte der Limmal. Romanze. AuS dem

Franz. des B. B r i d el.
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5 Franken.

Der neue Schweizerische Republikaner.

Herausgegeben von Escher und Usteri.

Mittwoch/ den 22 Okt. 1800. Zweytes Quartal. Den 10 Vendemiäre IX.

An die Abonnenten.
Da mit dem Stück. 156, das zweyte Quartal des

neuen S ch w. Republikaners zu Ende geht,
so sind die Abonnenenten ersucht, wann sie die Fort-
sctzung ununterbrochen zu erhalten wünschen, ihr Abon-
nement für das dritte Quartal mit 4 Fr. in Bern,
und mit Fr. postfreu ausser Bern, zu erneuern.

Der Neue Schweizerische Republikaner ist die Fortsetzung
folgender Blätter, von denen noch Exemplare um bcygesezte
Preise zu habe» sind:

Der Schweiz. Republikaner, z Bände, jeder zu 8 Fr.
Supplement dazu - Fr.
Neues helvetisches Tagblatt, - Bände, jeder zu 6 Fr.
Neues republikanisches Blatt, i Band, 4 Fr>
Neuer schweizerischer Republikaner Quartal i und - jedes

zu 4 Fr.
Die Lücken, die sich zwischen diesen Sammlungen finden,

sollen in einigen Supplementheften nachgeliefert werden,
sobald sich eine hinlängliche Zahl Abonnenten für diese Sup-
plemente gefunden hat. Man prännnierirt für das erste Heft
mit z Fr. bey den Herausgebern oder bey I. A. Ochs.

Von den Registern zu obigen Sammlungen sind btsdahin
drey zu den z Bünden des schweizerischen Republikaners und
dasjenige zum ersten Band des TagblaltS erschienen : die übn-
«en sollen nachfolgen.

V o l lz i e h u n g s r a t l).
Beschluß vom i6. Okt.

Der Vollzichungsrath der helv. Republik —
In Betrachtung, daß in dem Beschluß vom 19.

Merz 1800 diejenigen Cantons und Distrikte bereits
benennt find, welchen ein Aufschub zur Bezahlung der

Grundzins-Loskaufsinteressen für die Jahre 1798 und

1799 hat zugestanden werden können; daß dazumal
schon auf alle Gründe Rücksicht genommen worden;
daß eine weitere Ausdehnung die grössten Schwierig-
leiten nach sich ziehen würde; daß endlich die Gemein-
ben des Cantons Bern mit den ausgenommenen Ge-
genden gar nicht in die gleiche Classe zu setzen sind;

Nach angehörtem Bericht seines Finauzministers
beschließt:

1. Sämmtliche Gemeinden des Cantons Bern, wes-

che um Aufschub oder Nachlaß ihrer dem Staat
schuldigen Grund - und Bodenzinse bey der Regie-
rung angesucht haben, sind in ihrem Begehren
abgewiesen.

2. Gegenwärtiger Beschluß dienet zur Antwort auf
alle aus dem Canton Bern sowohl als aus allen
andern durch den Beschluß vom 19. Merz igo»
nicht ausgenommenen Cantonen oder Distrikten
deswegen eingegangenen Petitionen — mit Aus-
nahm jedoch derjenigen, welche um Nachlaß oder
Aufschub von dergleichen Grund- und Bodenzinstn
einlangen, die erweislich für Concchionen von
Privilegien und Rechten entrichtet wurden, welche
vermöge der Constitution und Gesetze aufgehoben
sind; oder die wîllkàhrlich auf neu urbar gemachte
Grundstücke gelegt worden, welche sich noch in
der Hand des Urbarmachers befinden; oder die
endlich auf Gütern haften, welche durch Natur-
Wirkungen zu weiterer Anpflanzung untauglich sind,
und worüber die Zinspßichtigen die erforderlichen
Beweisthümer zu leisten im Stande seyn werden.

z. Dem Finanzminisier ist die Bekanntmachung des.
selben, so wie die ungesäumte Einziehung der
Bodenzinfe aufgetragen.

Folgen die Unterschriften.

Gesetzgebender Rath, 16. Okt.
Fortsetzung.

(Beschluß des Berichts der Finanzcommigion über
die zu verkaufenden Nat. Güter im C. Bern.
Schloß und Güter von Gollstadt, enthält nebst

Gebäuden ;8 Inch. Land, ist für zoooo Fr. gefchäzt
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